Pressespiegel zum Flughafen Frankfurt vom 26. September 2011
Fluglärmgegner aus Rheinland-Pfalz und Hessen rufen zur Demo in Mainz auf

Allgemeine Zeitung (AZ) Mainz, 26.09.2011 04:45 Uhr - MAINZ

Die Fragen stellte Michael Heinze
Am Samstag, 22. Oktober, 11 Uhr, findet eine große Fluglärmdemo in Mainz statt. Insider rechnen mit Tausenden von Teilnehmern. Die AZ sprach mit Organisatorin Bettina Appelt, einer Fluglärmgegnerin aus Laubenheim. 

Frau Appelt, handelt es sich hier möglicherweise um die größte Fluglärm-Demo aller Zeiten in der Stadt? 
Wenn man bedenkt, dass 140.000 Menschen im Planfeststellungsverfahren Einwendungen gegen den Ausbau des Flughafens erhoben haben, kann man schon die Hoffnung haben, dass sich Tausende an dieser Demo beteiligen werden. Ob es wirklich die größte Fluglärm-Demo aller Zeiten in Mainz wird, werden wir erst am 22. Oktober wissen.

Was ist Zweck der Demo? 
Wir wollen damit ein Zeichen setzen. Der Bevölkerung soll Mut gemacht werden, die momentane unerträgliche Situation nicht widerstandslos hinzunehmen. An die verantwortlichen Politiker heißt das Zeichen: „Übernehmt endlich Verantwortung für Eure Wähler.“

Was ist das Besondere an dieser Demo? 
Die Bürgerinitiativen aus Rheinland-Pfalz und Hessen werden erstmals gemeinsam ihren Protest auf die Straße tragen. Das hat es bisher noch nicht gegeben.

Wer genau ist der Veranstalter und wie ist der zeitliche und örtliche Ablauf? 
Das Netzwerk Rhein-Main, ein Zusammenschluss von Bürgerinitiativen aus dem gesamten Rhein-Main-Gebiet, veranstaltet diese Demo. Beginn ist um 11 Uhr am Mainzer Hauptbahnhof. Von dort zieht der Demonstrationszug quer durch die Innenstadt, über die Theodor-Heuss-Brücke zur Reduit auf die hessische Seite. An der Reduit in Mainz-Kastel findet die Kundgebung statt und anschließend ein Konzert mit der Gruppe Jammin´ Cool. Der Ort des Demonstrationsbeginns und das Kundgebungsende wurden bewusst in die Nähe der öffentlichen Verkehrsmittel gelegt, um den Teilnehmern eine gute An- und Abfahrtsmöglichkeit zu bieten.

Wie ist der aktuelle Stand der Vorbereitungen? 
Die Vorbereitungsphase läuft noch, es ist eine bunte und fantasievolle Demo mit Motivwagen und Gruppen geplant, auch den Kindern wird ein Platz in dieser Demo eingeräumt – um deren Zukunft geht es ja letzten Endes. Wir liegen mit unseren Vorbereitungen gut in der Zeit.

Wie viel Zeit und Geld kostet der Protestzug? 
So eine länderübergreifende Demo vorzubereiten kostet natürlich viel Zeit und Geld. Die Menschen sind aber durch den Lärmteppich, unter dem sie jetzt wohnen, stark motiviert und an Helfern mangelt es nicht. Die Finanzierung der Demo ist durch den hohen Spendeneingang gesichert.

Bei der letzten größeren Fluglärm-Demonstration in der Stadt kamen nur 3.000 Menschen zusammen. Wie optimistisch sind Sie, dass sie diese Zahl deutlich überbieten werden? 
Am 19. Februar ging es speziell um Mainzer Interessen. Jetzt geht es um die gesamte Rhein-Main-Region, deshalb bin ich optimistisch, dass sich die Zahl der Demonstranten stark erhöhen wird.

Halten Sie es für möglich, dass der Protest gegen den Fluglärm in Mainz und Rhein-Main solche Dimensionen annehmen wird wie beim Projekt Stuttgart 21? 
Ob es zu einer großen Protestwelle kommen wird, hängt doch davon ab, wie sich die Politik in den nächsten Wochen verhalten wird: Werden die Ängste der Menschen ernst genommen und unternehmen sie endlich etwas? Oder werden weiterhin nur Phrasen gedroschen? Einige tausend Arbeitsplätze dürfen für eine Landesregierung nicht über der Gesundheit der Bevölkerung stehen.

Hering: Land Hessen steht nicht zur mündlichen Zusage

Allgemeine Zeitung (AZ) Mainz, 26.09.2011 - MAINZ

FLUGLÄRM SPD-Fraktionschef spricht bei Diskussionsveranstaltung in Laubenheim von einer gemeinsamen Vereinbarung zum Nachtflugverbot
(rwo). Fluglärm und Nachtflugverbot waren Thema im Katholischen Pfarrzentrum in Laubenheim. Die Mainzer SPD hatte unter dem Motto „Fluglärm: Mainz wehrt sich!“ zu einer Podiumsdiskussion eingeladen. Gemeinsam mit Michael Ebling, Vorsitzender der Mainzer SPD, stellten sich Doris Ahnen als Mitglied des rheinland-pfälzischen Landtags, der SPD-Fraktionschef Hendrik Hering, Dr. Eckart Lensch, Umweltpolitischer Sprecher der SPD-Stadtratsfraktion, und Friedrich Herzer von der Gesellschaft für humane Luftfahrt den Fragen und Anliegen der Bürger. Hering erläuterte zunächst, dass die letzte Landesregierung tatsächlich für den Ausbau des Frankfurter Flughafens gestimmt hatte, dabei allerdings auf die Auflage Nachtflugverbot beharrt habe, was von der hessischen Landesregierung auch mündlich zugesichert worden sei.

Die Frage aus dem Publikum, ob denn mit der hessischen Landesregierung nicht auch ein schriftlicher Vertrag geschlossen worden sei, musste Hering verneinen. Normalerweise könne man sich auf mündliche Zusagen in solchen Fällen verlassen, zumal diese in einem Zeitraum von ein, zwei Jahren wiederholt worden sei. 

Er habe ein Gutachten eingeholt, das zeigte, dass es durchaus Alternativrouten gäbe, durch die weniger Menschen mit Lärm belastet würden. Das Problem: „Einzig der Bund und das Land Hessen könnten gesetzliche Änderungen beschließen, die die Deutsche Flugsicherung (DFS) einhalten müsse, jedoch nicht das Land Rheinland-Pfalz“, erläuterte Hering. Allerdings hoffe er, dass das Bundesverwaltungsgericht das Nachtflugverbot im Februar bestätigen wird. Er gab einen Überblick über die nun kommenden Schritte: Das Land werde im Herbst juristisches Neuland betreten, denn bislang sei in Sachen Fluglärm noch nie gegen die DFS geklagt worden. Im Laufe des Jahres 2012 werde es in der ersten Instanz vermutlich noch keine Entscheidung geben, er rechne mit einer Dauer von zwei bis drei Jahren. Hering betonte dabei: „Es wird nicht am Geld scheitern!“ Ein möglicher Lösungsvorschlag kam aus dem Publikum: Ein Rotationsverfahren bei der Festlegung der Flugrouten, denn jeder Mensch brauche Lärmpausen - die Bevölkerungsdichte könne nicht der entscheidende Maßstab sein

----------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Referat zum Fluglärm

Wiesbadener Tagblatt, 26.09.2011 - SCHLANGENBAD

(red). Mehr Fluglärm - muss das sein?“ Unter dieser Fragestellung bietet der Ortsverband Schlangenbad von Bündnis 90/Die Grünen eine öffentliche Veranstaltung an, und zwar am Mittwoch, 28. September, um 20 Uhr im Bürgerhaus Bärstadt. 

Als Referent des Abends hat der Ortsverband den Landtagsabgeordneten Frank Kaufmann gewonnen. Er ist langjähriger Experte in Sachen Fluglärm und der flughafenpolitische Sprecher der Grünen im Landtag.
Einwohner wollen klagen

Allgemeine Zeitung (AZ) Mainz, 26.09.2011 - KOSTHEIM

Von Wolfgang Wenzel
CONTAINER-TERMINAL Pläne in Gustavsburg schmecken dem Ortsbeirat ebenso wenig wie der Fluglärm
Vorbehalte hatte der Ortsbeirat gegen die Eröffnung eines Containerterminals auf dem Terrain der Gustavsburger Werft. In einer Resolution unterstützt das Gremium mehrere Privatkläger, die das von der Firma „Container-Terminal-Mainz“ geplante Projekt angehen wollten. Annegret Kracht (FDP) berichtete von zwei Anwohnern, die sich rechtlich zur Wehr setzen wollten. Gründe seien der Lärm eines 24-Stunden-Betriebs, der in Kostheimer Wohngebiete hineinschalle, eine Beschädigung des Landschaftsbilds sowie der Schwerverkehr. Die Unterstützung durch den Beirat sei ideeller Natur, hieß es. Das Gremium könne Bürgern Rückendeckung geben, aber nicht selbst klagen oder Prozesskostenhilfe bieten. 

Das Thema wurde während der Sitzung nur knapp angerissen. Walter Losem (SPD) forderte die Stadt auf, das Kostheimer Begehren zu ihrer Sache zu machen. Doch richtig sei auch, dass das Unternehmen CTM noch keinen Bauantrag für ein Containerterminal im Groß-Gerauer Landratsamt gestellt habe. Was sonst noch kolportiert werde, sei heiße Luft. 

Projekt sei juristisch nur schwer zu begegnen

Hans-Joachim Hasemann-Trutzel (CDU) berichtete von Recherchen im Stadtplanungsamt. Demnach sei es schwierig, dem Projekt in Ginsheim-Gustavsburg juristisch zu begegnen. Das Baurecht biete keinen Angriffspunkt, weil das Terrain der Gustavsburger Werft schon Gewerbefläche sei und nichts geändert werden müsse. Komme ein Baugenehmigungs-Verfahren in Gang, werde die Stadt qua Gesetz daran beteiligt. Das Wasserrecht biete auch keine Handhabe. Nur wegen des Lärms und der Vorgaben des Bundes-Immissionsschutzrechts lasse sich juristisch etwas in Bewegung setzen. Wolfgang Mumme (SPD) bezweifelte, dass die geltenden Rechtspositionen für ein Containerterminal ausreichten. Auf der Werft sei früher von sieben bis 16 Uhr gearbeitet worden und nicht rund um die Uhr. Frank Porten (AUF) berichtete, dass das Thema im Stadtparlament zur Sprache kommen werde. Die Fraktion der Linken und Piraten habe eine große Anfrage verfasst, um Informationen zu erhalten.

Außerdem beschloss der Ortsbeirat eine Resolution gegen den Fluglärm. In einem Extra-Votum forderte das Gremium die Stadt auf Antrag der FWG auf, sich den Klagen der Nachbarn aus Mainz sowie des Landes Rheinland-Pfalz gegen die Südumfliegung anzuschließen. 

Nachtflugverbot und Mindestflughöhe

Die Bedeutung des Flughafens als Wirtschaftsfaktor für das Rhein-Main-Gebiet und als wichtigstes internationales Drehkreuz im Bundesgebiet werde ausdrücklich anerkannt, heißt es in der Resolution. Doch die Betriebsabläufe rund um den Flughafen müssten nachjustiert werden. Die Stadt müsse auf eine Anhebung der Mindestflughöhe über Kostheim auf 2400 Meter sowie ein Nachtflugverbot von 22.30 bis 6 Uhr bestehen. Dabei werde sie kaum um eine Klage umhinkommen, sagte Gerd Weckbacher (FWG). Kostheim liege auf einer Route für startende Jets. Ein Teil der Flugzeuge auf der Südumfliegung drehe nach Mainz ab, der andere nähme Kurs auf die Mainbrücke und dann nach Norden über Kostheim hinweg. Durch die neue Landebahn Nordost werde es ab Oktober durch startende Jets in Kostheim vermutlich noch lauter als heute, wo die Anflugroute schon nach Norden verschoben worden. Dadurch sei der Fluglärm näher an den Stadtteil herangerückt. Eine weitere Verschiebung nach Norden, wie vielfach als Lösung gefordert, wäre jedoch auch keine Alternative und nur dem Sankt-Florians-Prinzip geschuldet. „Wir sehen daher bei Lärmschutzmaßnahmen erheblichen Nachholbedarf“, heißt es.
Grüne kämpfen gegen Fluglärm

Schlüchtern Während der Stadtverordnetensitzung am Montag ab 19 Uhr in der Schlüchterner Stadthalle wird das Thema Fluglärm auf Wunsch der Grünen auf der Tagesordnung stehen. 
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Bereits während der vergangenen Stadtverordnetensitzung hatte die Grünen-Fraktion angefragt, was die Stadt Schlüchtern gegen den verstärkten Fluglärm zu unternehmen gedenke, schreiben die Grünen in einer Pressemitteilung. „Da hat Bürgermeister Falko Fritzsch eine Beteiligung an der Solidargemeinschaft der Kommunen im Main Kinzig-Kreis gegen den Fluglärm abgelehnt“, schreibt der stellvertretende Grünen-Fraktionschef Jan Rüffer.

Die Städte Hanau und Rodenbach sowie der Main-Kinzig-Kreis klagen gegen die Deutsche Flugsicherung in Langen. Diese werden von einer Solidargemeinschaft aus 20 Gemeinden des Main-Kinzig-Kreises unterstützt. Auch Steinau ist in dieser Solidargemeinschaft vertreten. In einer Sitzung der Interessengemeinschaft Fluglärm Hanau-Kinzigtal (IGF), in der über den verstärkt auftretenden Fluglärm informiert wurde, habe der Schlüchterner Bürgermeister gefehlt, monieren die Grünen. Ende des Jahres werde sich der Fluglärm durch die Inbetriebnahme der neuen Landebahn nochmals verstärken. Die Grünen wollen die Schlüchterner Bürgerinnen und Bürger vor starkem Fluglärm schützen und deshalb einen entsprechenden Antrag in die Stadtverordnetensitzung am Montag einbringen. Darin wird der Magistrat aufgefordert, tätig zu werden und sich der Solidargemeinschaft gegen die Deutsche Flugsicherung (DFS) anzuschließen.

Es sei nicht zu verstehen, warum die Stadt Schlüchtern sich nicht in die Solidargemeinschaft einreihe und 2059 Euro für ein notwendiges Gutachten investiere, welches Möglichkeiten der Lärmverminderung beim Anflug aufzeigen soll, schreiben die Grünen.

„Lärm ist in hohem Maße gesundheitsschädlich. Daher muss etwas gegen den verstärkten Fluglärm im Bergwinkel unternommen werden“, sagt Fraktionsvorsitzender Reinhard Möller.
Fuldaer Zeitung, Kinzigtal, 25.09.2011

Schönefeld: Fluglärmkommission: Beratung über Alternativrouten
Berliner Morgenpost, Schönefeld, Montag, 26. September 2011 02:16 h
Nach knapp drei Monaten Pause tritt an diesem Montag wieder die Fluglärmkommission Schönefeld zusammen.

Die Vertreter von Gemeinden und Luftverkehrsbranche wollen sich informieren, wie der Stand der Flugroutenplanung bei den Bundesbehörden ist. Diese wägen derzeit den Vorschlag der Flugsicherung vom Juli ab, der rund um den Müggelsee in Berlin und in Rangsdorf (Teltow-Fläming) Proteste hervorgerufen hatte. Thema ist auch die Verhandlung des Bundesverwaltungsgerichts in der vergangenen Woche. Die höchsten Richter hatten über die Nachtflüge vom künftigen Hauptstadtflughafen beraten.

Die Fluglärmkommission hat inzwischen mehr als 40 Mitglieder und wird bei ihrer 80. Sitzung noch etwas größer. Brandenburgs Infrastrukturminister Jörg Vogelsänger (SPD) hat der Gemeinde Neuenhagen im Landkreis Märkisch-Oderland und dem Kreis selbst jeweils einen Sitz angeboten. Die Sitzungen des Gremiums verfolgen außerdem elf ständige Gäste. Im Anschluss an das Treffen am Montag ollen die Vorsitzende der Fluglärmkommission, Kathrin Schneider, und der brandenburgischen Verkehrsstaatssekretär Rainer Bretschneider (SPD) wieder Anwohner und Bürgerinitiativen informieren.

Potsdam wird umflogen

Für die Vorschläge der Flugsicherung vom 4. Juli hatte es viel Zustimmung gegeben. Berlin wird demnach von startenden Maschinen weniger überflogen als noch im September befürchtet, Potsdam ganz gemieden. Jedoch sind nach dem Vorschlag künftig teils ganz andere Brandenburger Gemeinden von Fluglärm betroffen als jahrelang angenommen. Berlin dringt zudem auf Änderungen an der geplanten Route über den Müggelsee.

Abschließend festgelegt werden die Routen Anfang 2012 durch das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung, das dem Bundesverkehrsministerium unterstellt ist. Es wägt derzeit den Routenvorschlag ab. Einbezogen in das Verfahren sind dabei auch das Umweltbundesamt und das Bundesjustizministerium. Der künftige Großflughafen BER in Schönefeld soll am 3. Juni kommenden Jahres seinen Betrieb aufnehmen.BM/dpa 
FLUGLÄRM: Denkt an uns!

Schulzendorfer Initiativen reden Landespolitikern ins Gewissen

SCHULZENDORF - Die Richter des Bundesverwaltungsgerichts in Leipzig prüfen zurzeit die geplante Nachtflugregelung für den neuen Schönefelder Flughafen. Entscheidungen treffen müssen aber letztendlich die Politiker, sind sich die drei Schulzendorfer Initiativen einig, die gegen die Negativfolgen des Flughafens kämpfen. Deshalb luden sie die Landtagsabgeordneten ihres Wahlbezirks am Samstag ins Rathaus ein. Außer der SPD waren Vertreter aller Fraktionen gekommen.

Dieter Schallehn, Sprecher der Interessengemeinschaft Schulzendorf gegen Fluglärm, machte gleich zu Beginn klar, dass Schulzendorf neben Blankenfelde-Mahlow und Eichwalde zu den meist betroffenen Ortschaften zähle. „Wir sprechen für fast 8000 Einwohner, darunter 800 Kinder und wollen erreichen, dass die Vertreter unseres Wahlkreises an uns denken“, sagte er. Claudia Janßen von der Bürgerinitiative Schulzendorf gegen Fluglärm sprach über die gesundheitlichen Auswirkungen von Lärm und der eingeschränkten Nachtruhe. Sie verwies darauf, dass es auch in London-Heathrow, das mehr Flugbewegungen habe als zukünftig Schönefeld, von 22.30 bis sechs Uhr eine Ruhepause gebe. „Gesundheitsschutz muss vor Wirtschaftlichkeit gehen“, forderte sie. Dem konnte sich Gernut Franke von der BVBB-Ortsgruppe Schulzendorf nur anschließen. Die scharfe Südkurve, mit der Schulzendorf umflogen werden soll, sieht er skeptisch. „Diese Kurve funktioniert so nicht. Sie ist bei den Piloten unbeliebt. Jeder wird eine Begründung suchen, um den 15 Grad Knick zu fliegen“, glaubt Franke. Er betonte, dass eine Flugroute keine Straße sei, es rechts und links einen drei Kilometer breiten Lärmteppich gebe.

Der Vorsitzende des Ortsentwicklungsausschusses, Joachim Kolberg, legte dar, wie viel in der Gemeinde unter falschen Vorraussetzungen investiert, wie viele Steuergelder verbaut wurden.

Ein anschauliches Plakat, das die Verlärmung Schulzendorfs demonstriert, hatte Helmut Mencke angefertigt. Er berichtete von seinen negativen Erfahrungen bei der Beantragung von Lärmschutzmaßnahmen und hatte auch die 80 Seiten lange Kostenerstattungsvereinbarung für den Einbau von Lüftern mitgebracht.

Schulzendorfs ehemaliger Bürgermeister Herbert Burmeister empfahl den Bürgern, die Vereinbarungen nicht zu unterschreiben, bevor „nicht alles endgültig in Leipzig geklärt ist“. Den Landtagsabgeordneten gab er Fragen nach dem passiven Lärmschutz und dem Gesundheitsmonitorings mit auf den Weg.

FDP-Landtagsabgeordneter Raimund Tomczak machte keinen Hehl daraus, dass er ein Nachtflugverbot von 22 bis 6 Uhr ablehne. „Das Land hat weiter reichende Interessen, als es sich hier lokal darstellt.“ CDU-Landtagsabgeordneter Björn Lakenmacher sagte, seine Fraktion werde den Flughafen „nicht unreflektiert hinnehmen“ und verwies auf die Gerichtsentscheidung.

„Die Politik sollte nicht abwarten, sondern die Richtung bestimmen“, konterte Alexander Helbig. Der Kreisvorsitzende der Linken war in Vertretung für den Landtagsabgeordneten Stefan Ludwig gekommen. Helbig betonte, dass gesundheitliche Aspekte den Vorrang haben müssten. Diese Auffassung vertrat auch Grünen-Politiker Michael Jungclaus. „Wir konzentrieren uns im Landtag auf ein Nachtflugverbot, dazu gibt es auch parteiübergreifende Zustimmung.“ Jungclaus bekam kräftig Applaus von den knapp 20 Besuchern. (Von Heidrun Voigt)

Märkische Allgemeine, Lokales, 26.09.2011

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
BVerwG Leipzig: Verfahren über den Planergänzungsbeschluss zum Flughafen Berlin-Schönefeld (BBI)
Unverändert stehen die Themen Fluglärm und Flugrouten am neuen Flughafen Berlin-Brandenburg International (BBI) im Fokus des öffentlichen Interesses und finden sich regelmäßig in der medialen Berichterstattung wieder. Insbesondere zur Frage der Nachtflugregelung hat in der vergangenen Woche eine Verhandlung am Bundesverwaltungsgericht in Leipzig stattgefunden. Geprüft werden soll, ob die derzeitige Planung für den Nachtflugbetrieb und die damit verbundenen Randzeiten auf zutreffenden Annahmen basieren oder eine Anpassung notwendig ist. Geklagt haben Anwohner, die aufgrund der geplanten Flugrouten vom Fluglärm betroffen wären. Begleitet wurde die Verhandlung zudem von Protestaktion der betroffenen Kommunen vor dem Gerichtsgebäude in Leipzig.

Die Entscheidung der Richter ist für den 13. Oktober angekündigt. Möglicherweise muss das Nachtflugverbot oder zumindest die zulässige Anzahl an Starts und Landungen in den Randzeiten dann noch einmal korrigiert werden, bevor der Flughafen im nächsten Jahr eröffnet wird.

 Aber nicht nur in Berlin gibt es Widerstand, auch in München regt sich der Protest gegen die Pläne der Flughafenbetreibergesellschaft. Dort soll der Flughafen um eine Start- und Landebahn erweitert werden und die angrenzenden Kommunen haben gegen dieses Vorhaben Klage eingereicht.

 Die Entwicklungen zeigen, dass die Planung und Festlegung von Flugrouten ein wichtiges und hochaktuelles Thema ist. Welche rechtlichen Vorgaben gibt es? Nach welchen Verfahren werden Flugrouten festgelegt? Wann gilt Fluglärm als belastend oder schädlich? Diese und weitere Fragen werden auf den Länder-Immissionsschutztagen 2011 am 27. und 28. September in Berlin beleuchtet.

Nutzen Sie deshalb die Gelegenheit und melden Sie sich noch heute kurzfristig für diese Konferenz an. Diskutieren Sie mit Experten wie Dr. Berthold Vogelsang (Niedersächsisches Ministerium für Umwelt und Klimaschutz) und Dr. Tobias Masing (Redeker Sellner Dahs) die aktuelle Lage! Sie haben außerdem Gelegenheit, sich über die rechtlichen Entwicklungen in den Bereichen Anlagenzulassung, Planungsrecht und Öffentlichkeitsbeteiligung sowie Emissionen und Immissionen zu informieren. Tauschen Sie sich mit den Referenten und Teilnehmern aus und nehmen Sie praxisrelevante Informationen aus erster Hand mit nach Hause! 

Alle Vorträge und Referenten auf einen Blick finden Sie im 
Konferenzprogramm 
Die Möglichkeit zur Online-Anmeldung haben Sie auf www.lexxion.de/konferenzen .

Melden Sie sich noch heute an! Wir freuen uns auf Sie.

Ihr Kontakt bei Lexxion: Cathrin Schramm • T: 030-81 45 06-28 • E-Mail: schramm@lexxion.de
erschienen im Europaticker , erschienen am: 2011-09-2
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Bürger in Höhenlagen besonders lärmgeplagt

Aus: Wiesbadener Kurier, 24.09.2011 - SCHLANGENBAD

ONLINE-BEFRAGUNG 70 Prozent der Teilnehmer berichten über starke Zunahme von Krach durch niedrigeren Flugverkehr 
(sus). Seit Frühjahr stellen Bürger in der Kur- und Erholungsregion Schlangenbad vermehrt Fluglärm fest. In einer aktuellen Online-Befragung der Vereinigung Bürger für Bürger (BfB) hätten etwa 70 Prozent der Teilnehmer von einer starken Zunahme des Fluglärms berichtet, erklärte BfB-Sprecher Roland Schneider. Ursache seien mehr Flugverkehr und niedrigere Überflughöhen. „Durch die Höhenlage der Gemeinde Schlangenbad bis zu 500 Meter wirkt sich dies gravierend aus, da sich dadurch die Überflughöhe weiter verringert.“

An der anonymisierten Befragung zur Veränderung des Fluglärms in den Schlangenbader Ortsteilen haben Schneider zufolge bislang 53 Personen teilgenommen. 57 Prozent der Teilnehmer sahen eine sehr starke Zunahme des Fluglärms, 13 Prozent eine starke Zunahme, für 22 Prozent der Befragten habe sich nichts geändert, für 15 Prozent habe der Lärm sogar abgenommen (etwa in Ober- und Niedergladbach). Die Umfrage sei zwar nicht repräsentativ, liefere aber eine Erstinformation. 

Angesichts der Forderung der Arbeitsgemeinschaft Fluglärm Rheingau-Wiesbaden, die im nördlichen Gegenanflug über dem Rheingau fliegenden Flugzeuge in Richtung Norden zu verschieben, sieht Schneider die große Gefahr, „dass sich die Situation vehement und drastisch zum Schlechteren entwickeln wird“. Zumal auch Landrat Burkhard Albers (SPD) beziehungsweise der Kreistag die Machbarkeit dieser Nord-Verschiebung prüfen lassen. Alle drei von der Allianz aus Wiesbadenern und Rheingauern favorisierten Varianten tangierten Schlangenbad, so Schneider weiter. Durch die Streuung der Flugrouten von mehreren Kilometern Luftlinie würden sämtliche Schlangenbader Ortsteile direkt überflogen werden, auch Bad Schwalbach oder Taunusstein sowie Niedernhausen wären betroffen - weshalb sich Schlangenbad schnellstens mit diesen Nachbarn zu einer Arbeitsgruppe „Fluglärm Untertaunus“ zusammentun solle. 

„Mit der Nordverschiebung und der weiteren Zunahme des Flugverkehrs durch die neue Landebahn wäre Kur und Erholung in der Gemeinde Schlangenbad nur noch eingeschränkt möglich -- sowohl für die Schlangenbader Kliniken wie auch für die Bewohner“, heißt es in einer Mitteilung von BfB. Schneider: „Es ist nicht angebracht, dass man den Flugverkehr von einer Region in die andere verschiebt. Vielmehr muss es darum gehen, dass die Gemeinden bei der Deutschen Flugsicherung gemeinsam ausreichend hohe Überflughöhen durchsetzen“.

Bürger für Bürger habe bereits im Mai über den Gemeindevorstand die Deutsche Flugsicherung (DFS) gebeten, exakte Daten zu Flugbewegungen und Flughöhen zur Verfügung zu stellen. Die DFS habe dies bisher verweigert. Da aktuell der Prüfauftrag des Kreises zur Nordverschiebung laufe und die endgültigen Routen in naher Zukunft festgelegt würden, sei Eile geboten. Bürger für Bürger regt daher an, mit den politischen Gremien und den anderen betroffenen Taunus-Gemeinden Kontakt aufzunehmen sowie bei der Deutschen Flugsicherung persönlich vorzusprechen

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Protest gegen Fluglärm

Grüne wollen eine überparteiliche Bürgerinitiative auf den Weg bringen 

Stadtweite Aktionen gegen den zunehmenden Fluglärm planen die Wiesbadener Grünen in den kommenden Wochen. „Wir können und wollen es nicht mehr hören“, lautet das Motto einer geplanten Informationskampagne der Arbeitsgruppe Fluglärm der Grünen, an deren Ende im Oktober die Gründung einer Bürgerinitiative stehen soll. 

„Das hat bislang in der Stadt gefehlt“, sagte der umweltpolitische Sprecher der grünen Rathausfraktion, Ronny Maritzen. Mit ihrer Aktion wollten die Grünen aber nur den „Anschub“ für eine Bürgerinitiative geben, wie es sie schon in mehreren vom Fluglärm betroffenen Kommunen unterhalb der neuen An- und Abflugrouten zum Rhein-Main-Flughafen gebe, erläuterte Maritzen. 

Infostände und Demonstration

Mit einer Informationskampagne wollen die Grünen die Aktionen gegen den Fluglärm verstärken.
Infostände gibt es am 24. September in Dotzheim und Biebrich, am 1. Oktober in Dotzheim und am Mauritiusplatz, am 8. und 15. Oktober am Kasteler Bahnhof; weitere sind geplant.
Die Wiesbadener beteiligen sich am 22. Oktober, 11 Uhr, an einer Demonstration, die am Mainzer Hauptbahnhof beginnt und dann auch nach Wiesbaden zu einer Abschlusskundgebung führen soll. 
Die Gründung einer Wiesbadener Bürgerinitiative gegen den Fluglärm ist für Donnerstag, 27. Oktober, um 19. 30 Uhr im Hilde-Müller-Haus am Wallufer Platz geplant. 
Infos: www.gruene-wiesbaden.de

Aus: Frankfurter Rundschau, Rhein-Main, 24.09.2011

Gladbach für Kernruhezeit

Von Matthias Niewels, 25.09.11, 17:50h, aktualisiert 26.09.11, 09:13h

Die Juristen im Bergisch Gladbacher Rathaus haben sich hinter die Düsseldorfer Landesregierung gestellt. Gefordert wird ein Flugverbot für Passagiermaschinen zwischen 0 und 5 Uhr.





Seit Jahren umstritten: Nächtliche Passagierflüge am Konrad-Adenauer-Flughafen. (Foto: dpa)

Bergisch Gladbach - Im Streit um die Nachtflüge am Flughafen Köln/Bonn schaltet sich auch die Stadtverwaltung Bergisch Gladbach ein. Die Juristen im Gladbacher Rathaus sind überzeugt, dass die Einführung einer Kernruhezeit im Passagierflugverkehr zwischen Mitternacht und 5 Uhr durchsetzbar ist. Genau diese Einschränkung fordert ein Gutachten des nordrhein-westfälischen Wirtschaftsministeriums. In einer Vorlage für den Verkehrsausschuss heißt es: „Die Verwaltung hat sich sehr intensiv mit dem Gutachten und der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes befasst.“ Und in der Abwägung zwischen den wirtschaftlichen Interessen des Flughafens und dem „Recht auf körperliche Unversehrtheit“ der betroffenen Bevölkerung sei eine Kernruhezeit begründet. 

Verwiesen wird auf medizinische Studien, die eindeutig belegten, dass es einen ursächlichen Zusammenhang zwischen Fluglärm und Erkrankungen des Herzens gebe. Der Flughafen lehnt die Einschränkungen ab und verweist auf die – nach der Rechtsauffassung des Flughafens - gültigen Verträge. Allerdings sind die Passagiermaschinen im Vergleich zu den Frachtflugzeugen nicht die lautesten Maschinen und auch zahlenmäßig das kleinere Problem. Die Verwaltung verweist auf eine Aussage des NRW-Wirtschaftsministeriums, wonach 65 Prozent der Nachtflüge auf den Frachtverkehr fallen – und diese Maschinen nicht von der Kernruhezeit betroffen sind. Weiterhin verweist die Stadt darauf, dass der Landtag bereits 2007 beschlossen habe, die „berechtigten Interessen der Anwohner an einer Verminderung der Lärmbelästigung“ zu unterstützen. Dieser Beschluss sei im März 2010 bekräftigt worden. Ausdrücklich heiße es in der gültigen Regelung „der Vertrauensschutz gilt nicht für zusätzliche Lärmschutzmaßnahmen zwecks Einschränkung von Passagierflügen“. Die politischen Gremien in Gladbach haben keinerlei Entscheidungsgewalt bei der Festlegung der Kernruhezeiten. Geplant sind Resolutionen in Richtung Landesregierung und Stellungnahmen in den Flughafengremien vor Ort. 

Derweil will die „Lärmschutzgemeinschaft Flughafen Köln/Bonn“ ein jahrelanges Verfahren beenden: Gegen Zahlung von 1000 Euro und der Übernahme aller Prozesskosten. In der Klage ging es um den passiven Lärmschutz – also etwa den Einbau einer Schlafraumbelüftungsanlage. Passiver Lärmschutz wird von der Lärmschutzgemeinschaft für Bensberg gefordert. 
---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Artikel vom 23.09.2011 : aus airliners.de
Lufthansa verhandelt über weitere A380 

15 Optionen offen 

Lufthansa ist äußerst zufrieden mit dem Airbus A380. Derzeit sind acht Maschinen im Streckennetz unterwegs. Bis 2014 kommen noch weitere Maschinen hinzu. Der Konzern hat aber bereits Verhandlungen über weitere Exemplare aufgenommen. 

© AirTeamImages.com/TT
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Bug eines Airbus A380 der Lufthansa

Der Lufthansa-Vorstandsmitglied Carsten Spohr hat sich in einem Interview mit der „Süddeutschen Zeitung“ äußerst zufrieden über den Airbus A380 geäußert. Das Flugzeug habe alle Erwartungen übertroffen. Passagiere und Crews seien begeistert.

Der Konzern setzt derzeit acht Airbus A380 ein und erhält im kommenden Jahr zwei weitere Maschinen. Drei weitere A380 sollen im Jahr 2013 und nochmals zwei Jets im darauffolgenden Jahr ausgeliefert werden. Darüber hinaus verhandelt Lufthansa mit Airbus über weitere Maschinen. Eine konkrete Bestellabsicht bestehe aber derzeit nicht, sagte ein Sprecher gegenüber airliners.de. Man sei in ständigem Kontakt. Lufthansa verfügt über 15 Optionen für den Airbus A380, die bei der Erstbestellung gesichert wurden. Die Airline berteibt das doppelstöckige Großraumflugzeug in einer Drei-Klassen-Konfiguration mit insgesamt 526 Plätzen. Davon entfallen im Oberdeck acht Sitze auf die First Class und 98 Sitze auf die Business Class. Im Hauptdeck sind 420 Sitze der Economy Class installiert.

Weltweit sind derzeit 57 Airbus A380 im Einsatz. Größter Betreiber ist Emirates mit 15 Maschinen. Singapore Airlines verfügt über 13 A380, Qantas über neun, Air France hat sechs A380 in der Flotte und Korean Air vier. In Kürze nimmt auch China Southern Airlines ihren ersten von fünf bestellten A380 in Betrieb, gefolgt von Malaysia Airlines.

Stand: 23.09.2011 - 15:35 Uhr, Quelle: airliners.de 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Ticona: Punktlandung in Höchst
Der Kunststoffhersteller Ticona ist von Kelsterbach nach Frankfurt-Höchst umgezogen, weil er dem Flughafenausbau weichen musste. Am Montag wird die neue Fabrik in Betrieb genommen.

Von Thorsten Winter, Frankfurt




Alles glänzt: Über einen halben Kilometer erstreckt sich der neue Fabrikkomplex der Ticona in Frankfurt-Höchst.

Aus: Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 23. September 2011 2011-09-23 16:02:00
Im Süden lugt der an einen Wal erinnernde Koloss „The Squaire“ hinter dem Wald am Flughafen hervor. Etwas weiter links duckt sich die Fußballarena ins Grün. Das Auge schwenkt über die Frankfurter Skyline hin zu einem unverbaubaren Taunusblick. Matthias Göring und Stefan Hess genießen das Panorama, das schier nach einer Außengastronomie ruft. Dazu aber wird es niemals kommen, denn Göring und Hess stehen in gut 50 Metern Höhe auf einer Silo-Plattform des neuen Ticona-Werks im Industriepark Höchst. Hinter beiden und ihren Mitarbeitern bei dem Kunststoffhersteller liegen viele Monate voller Überstunden und Anspannung angesichts des ehrgeizigen Zeitplans für das größte Einzelbauvorhaben, das sich ihr Mutterkonzern Celanese jemals vorgenommen hat.

Am Montag wird die Anlage für technische Kunststoffe in Betrieb genommen. Zu der Feierstunde reist nicht nur der Vorstand des Unternehmens an. Auch Ministerpräsident Volker Bouffier (CDU) lässt sich das Ereignis nicht entgehen, das einen Meilenstein für die Weiterentwicklung des Stammgeländes der früheren Hoechst AG darstellt. Mehr Geld ist dort bisher in keinen Fabrikneubau gesteckt werden. 320 Mitarbeiter werden für die Ticona in Höchst in Produktion und Forschung tätig sein – 120 weniger als am bisherigen Standort Kelsterbach. Die Lücke erklärt sich vor allem durch den Umstand, dass Ticona am alten Standort eigene Kräfte für Rohstoff- und Energieversorgung sowie Abfallbeseitigung hatte, in Höchst aber auf die Dienste des Industrieparkbetreibers Infraserv zurückgreift.

Ticona erhielt 670 Millionen Euro als Ausgleich

Den Anstoß für den Neubau hat die Ticona nicht selbst gegeben. Das Unternehmen hätte auch in der Zukunft weiter in seinem Werk in Kelsterbach produzieren können. Dort hat Ticona seit 1964 vor allem einen vielseitigen Kunststoff namens Hostaform hergestellt; anfangs waren es 5000 Tonnen im Jahr, zuletzt 110.000. Doch stand das Werk der neuen Nordwestlandebahn im Weg. Schornsteine und Fackeln, mit denen überschüssiges Gas verbrannt wurde, wären Flughindernisse gewesen. Wer in diesen Tagen am alten Werkstor an der Professor-Staudinger-Straße in Kelsterbach vorfährt, mag kaum glauben, dass die Flughindernisse nicht von Anfang an im Blick waren: Die Landebahn beginnt nur einen Steinwurf entfernt von der Schranke vor dem Industriegelände.

Nach längeren Verhandlungen schloss das Chemieunternehmen im November 2006 einen Vertrag mit dem Flughafenbetreiber Fraport. Ticona erhielt 670 Millionen Euro als Ausgleich für die Bereitschaft, sich einen neuen Standort zu suchen. Trotz der Nähe zum alten Werk und der Hoechst-Wurzeln war Höchst nicht die natürliche Wahl. Vielmehr erhielt der Industriepark erst nach einem aufwendigen, sechs Monate dauernden Ausschreibungsverfahren den Zuschlag.

Der Zeitplan war eng

Zum Thema 

· Frankfurter Flughafen: Letzte Hindernisse für die neue Landebahn beseitigt 

· Sechs-Punkte-Plan für die Industrie in Frankfurt
Ticona-Geschäftsführer Hess spricht angesichts des aus acht Teilen bestehenden Werks mit silbrig blinkenden Aufbauten links und rechts einer etwa 500 Meter langen Straße von Erleichterung und Stolz. Schließlich musste die neue Fabrik innerhalb von vier Jahren geplant, gebaut und angefahren werden, bis sie zuverlässig Hostaform ausspuckte – das ist ein Kunststoff, der zu Produkten verarbeitet wird, wie sie sich in nahezu jedem Auto finden.

Vier Jahre – das klingt nach viel. Doch der Zeitplan war eng. Im Juli 2007 entschied sich Celanese für Höchst. Bis das Unternehmen die notwendige Genehmigung hatte und die Bauarbeiter losschicken konnte, dauerte es weitere zehn Monate. Zu dieser Zeit saßen die beauftragten Ingenieure längst über den Zeichnungen. Das Engineering begann im ersten Quartal 2007 und dauerte bis Ende 2009 – rund eine Million Ingenieurs-Stunden fielen nach den Worten von Projektleiter Göring an. „Die können Sie nicht von der Stange kaufen“, sagt er über die neue Anlage. Die Untergrundleitungen wurden vom Frühjahr 2008 bis Ende 2009 verlegt, die Stahlbauer waren vom Frühjahr 2009 bis zum Frühsommer 2010 am Werk und verarbeiteten 8000 Tonnen Stahl.

Um Verzögerungen zu vermeiden, bauten Arbeiter parallel dazu 82 Kilometer Rohrleitungen sowie Elektroinstallationen und 3800 Instrumente ein. Gemeinhin laufen solche Tätigkeiten nacheinander, um das Risiko von Schäden an Instrumenten zu minimieren. Die erste Phase des Probebetriebs erstreckte sich vom ersten Quartal 2010 bis in dieses Frühjahr hinein; das erste Hostaform wurde im Industriepark im Probebetrieb im Frühsommer 2010 hergestellt. Und seit Juli dieses Jahres wird die komplette Anlage hochgefahren. „Das war ziemlich genau eine Punktlandung“, sagt Göring.

Text: F.A.Z., Bildmaterial: Ticona
Kurz-Link: http://www.faz.net/-026t0i

Umstrittenes Kraftwerk

SPD: Gerichtsbeschluss ist absurd

Die Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs, die Stadt dürfe sich nur zu städtischen Verfahren äußern, sorgt im Frankfurter Römer für Wirbel - quer durch die Fraktionen.

Von Mechthild Harting, Frankfurt



Manuela Rottmann, Grünen-Umweltdezernentin, darf sich nicht mehr zum Braunkohle-Kraftwerk äußern. 

Aus: Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 24. September 2011 2011-09-24 08:03:00

Die Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs in Kassel, dass Umweltdezernentin Manuela Rottmann (die Grünen) ihre Pressemitteilung zum Braunkohlestaub-Kraftwerk in Fechenheim widerrufen muss, weil sie keine „Befassungs- und Äußerungsbefugnis“ habe, ist bei weiten Teilen der Römer-Fraktionen auf Unverständnis gestoßen. „Ich halten den Beschluss der Richter für absurd“, urteilte SPD-Fraktionschef Klaus Oesterling. Die Konsequenz aus der Kasseler Entscheidung sei, dass „die städtischen Gremien völlig entmündigt werden“. Die SPD-Fraktion hat deshalb den Magistrat aufgefordert, alle Möglichkeiten zu prüfen, ob nicht der vom Staatsgerichtshof ergangene Beschluss gegen Rottmann vom Staatsgerichtshof überprüft werden könne.

Wie berichtet, hatte der Verwaltungsgerichtshof in Kassel jetzt die Entscheidung des Frankfurter Verwaltungsgerichts vom Juli bestätigt, wonach Rottmann sich zu dem Neubau eines Braunkohlestaub-Kraftwerks auf dem Gelände des Allessa-Industrieparks nicht hätte äußern dürfen, da nach dem Bundesimmissionsschutz-Gesetz für die Genehmigung ausschließlich das Regierungspräsidium in Darmstadt zuständig ist. Rottmann hatte in ihrer Meldung angekündigt, alle rechtlichen Mittel gegen das Kraftwerk prüfen zu wollen, um den Bau möglicherweise noch verhindern zu können. Und sie hatte weiter formuliert, dass Braunkohlestaub „der klimaschädlichste und schmutzigste Energielieferant“ sei. Darüber hinaus habe Allessa „gezielt versucht, den Emissionshandel zu umgehen“.

„Ich stehe vor einem Rätsel“

Rottmann hat jetzt diese Aussagen widerrufen müssen. Allerdings hatten sich die Richter in Frankfurt und Kassel nicht mit den Inhalten der Rottmannschen Mitteilung auseinandergesetzt, sondern der Dezernentin das Recht abgesprochen, sich zu einem Verfahren zu äußern, das nicht in ihren Händen, sondern in denen des Regierungspräsidenten liegt.

Machte der Beschluss Schule, so könnte nach Auffassung der SPD-Fraktion die Stadt weder zu Themen wie dem Flughafenausbau und der Abschiebung von Asylbewerbern noch zum Bau des Riederwaldtunnels oder auch zu Hartz-IV-Regelungen Stellung nehmen. Denn in allen diesen Fällen habe die Stadt keine Befassungsbefugnis, die Entscheidungen lägen bei Bund und Land.

Für Grünen-Fraktionschef Olaf Cunitz besteht nun die Gefahr, dass künftig jedes Unternehmen die Stadt „mundtot machen kann“, wenn es sich um Vorhaben handelt, für die sie nicht die zuständige Genehmigungsbehörde ist. Die kommunalen Handlungsmöglichkeiten würden in „inakzeptabler und nicht nachvollziebarer Weise eingeschränkt“, so Cunitz.

Rottmann: „Das versteht kein Mensch“ 

Rottmann, die selbst Juristin ist, sieht durch die Kasseler Entscheidung die Kommunen „ziemlich degradiert“. Die Städte und Gemeinden würden durch den Beschluss als untere Behörden eingestuft, die streng die Verwaltungshierarchien einzuhalten hätten. Gleichzeitig gebe es eine sehr hohe Erwartungshaltung nicht nur von den Bürger, sondern auch von den Gesetzgebern in Europa, Bund und Land, was die Kommunen etwa zum Klimaschutz zu leisten hätten. Den Kommunen fehle es aber an Handlungsinstrumenten.

Rottmann kritisiert vor allem, dass ihr mit dem Richterbeschluss die Kompetenz abgesprochen wurde, die Bürger über Genehmigungsverfahren zu unterrichten. Damit würde niemand mehr von der Errichtung der Kraftwerke oder Energieanlagen erfahren, die nach dem sogenannten vereinfachten Verfahren genehmigt werden könnten. Denn bei diesen wird die Öffentlichkeit nicht angehört.

Regierungspräsident für Informationspflicht der Unternehmen

Für die Grünen-Politikerin ist es anachronistisch, dass den Bürgern infolge einer EU-Richtlinie ein Umweltinformationsrecht zugebilligt werde, gleichzeitig ihr als gewählter Vertreterin das Informationsrecht aber jetzt abgesprochen worden sei. „Das versteht kein Mensch.“ Mit Blick auf den Kasseler Beschluss sagte sie: „Ich stehe vor einem Rätsel.“

Für Regierungspräsident Johannes Baron (FDP) hat der Beschluss der Kasseler Richter deutlich gemacht, dass sich nur derjenige äußern sollte, der zuständig sei. Eine Dezernentin sei Teil der Verwaltung, und sie habe sich an die geltenden Spielregeln zu halten. Das sei für die Kommunen „schon eine neue Erkenntnis“. Damit die Bürger künftig überhaupt noch von den vereinfachten Genehmigungsverfahren erführen, fordert Baron eine Informationspflicht der Unternehmen.

Text: F.A.Z., Bildmaterial: Hannes Jung

150 Millionen Euro zur Verbesserung des Lärmschutzes

Leipzig (dapd). Das erklärten Vertreter beider Seiten am Mittwoch in dem Verfahren zu Nachtflügen am künftigen Hauptstadtflughafen vor dem Bundesverwaltungsgericht in Leipzig zu

'Die neuen Lärmschutzgebiete werden in Kürze festgelegt', sagte Brandenburgs Infrastruktur-Staatssekretär Rainer Bretschneider. Insbesondere die im Startbereich des Flughafens liegenden Gemeinden sollen von den Maßnahmen profitieren. Die Betreibergesellschaft erklärte ihre Bereitschaft, die Mehrkosten zu tragen.

Das Gericht verhandelt die Klagen von vier Gemeinden und etwa 40 Anwohnern gegen den sogenannten Planergänzungsbeschluss der brandenburgischen Landesregierung für den Flughafen. Dieser sieht zwar ein Nachtflugverbot von 0.00 bis 5.00 Uhr vor, von 22.00 bis 24.00 Uhr sowie von 5.00 bis 6.00 wären aber bis zu 103 Flugbewegungen möglich. Die Kläger fordern ein konsequentes Flugverbot von 22.00 bis 6.00 Uhr. Der neue Flughafen soll im Juni 2012 eröffnet werden.

Am zweiten Verhandlungstag scheiterten die Kläger mit ihrer Argumentation, bei dem Flughafen handele es sich um einen Neubau, weshalb strengere Richtlinien für den Lärmschutz gelten müssten. Die Kläger verfolgten damit die Strategie, das geltende Fluglärmgesetz dem Bundesverfassungsgericht zur Überprüfung vorzulegen.

Die Richter folgten jedoch der Auffassung der Beklagten. Diese sehen in dem neuen Großflughafen lediglich einen Ausbau des alten Airports Berlin-Schönefeld und fordern folglich einen Bestandsschutz nach den bisherigen Lärmschutzrichtlinien.

Darüber hinaus ging es um mögliche Gesundheitsgefährdungen für Anwohner. Das Gericht hatte beide Seiten aufgefordert, entsprechende Studien zu den Auswirkungen von Fluglärm auf die Gesundheit der Betroffenen vorzulegen.

Die Klägerseite zitierte dabei aus einer Langzeiterhebung aus der Schweiz, wonach die Belästigung mit Dauerlärm von etwa 40 Dezibel, wie er nach Prognosen am neuen Flughafen herrschen wird, insbesondere bei älteren Menschen zu einem 20 Prozent höheren Sterberisiko durch Bluthochdruck und Schlaganfälle führe.

Die Gegenseite argumentierte dagegen, dass eine signifikante Zunahme von Herz-Kreislauf-Erkrankungen in Verbindung mit kurzzeitigen Lärmspitzen von über 70 Dezibel nicht belegt sei. Zudem litten rund 80 Prozent der deutschen Bevölkerung unter einer Dauerlärmbelastung von 40 Dezibel.

Ein Urteil wird erst in den kommenden Wochen erwartet.
dpad

Aus: AD-HOC-NEWS, 24.09.2011

Aufbäumen gegen den Fluglärm

Leipzig (dapd-bln). 'Wir wollen, dass die Richter begreifen, was Fluglärm bedeutet. Vielleicht erweitert das ihren Horizont bei der Entscheidung', sagt der Ehrenvorsitzende des Bürgervereins Brandenburg-Berlin, Ferdi Breidbach.

Die Aktion unmittelbar vor Beginn der mündlichen Verhandlung über die Nachtflugzeiten am künftigen Hauptstadtflughafen in Schönefeld am Dienstag erscheint allerdings wie ein letztes Aufbäumen des Bürgerprotests. Knapp ein dreiviertel Jahr vor Eröffnung des neuen Airports geht es in Leipzig erneut um die Frage, ob gewichtige Gründe für die Ausweitung der Flugzeiten auf die sogenannten Nacht-Randzeiten von 22.00 bis 24.00 sowie von 5.00 bis 6.00 Uhr sprechen.
Während die Beklagten, die brandenburgische Landesregierung und die Flughafenbetreiber, in dem Prozess ihre Gutachter sprechen lassen, kritisiert die Gegenseite eben diese Expertisen. Aufgrund fehlender Quellen für die Erhebungen gleiche die Auswertung der Entwicklungsprognose einer 'Kaffeesatzleserei', sagt Kläger-Anwalt Frank Boermann. Zugleich verweist er auf vermeintliche Widersprüche in den Gutachten.

So zitiert er eine für die Fluglärmkommission erstellte Expertise aus dem Jahr 2011, in der von weniger Nachtflügen als in vorangegangenen Gutachten ausgegangen wird. 'Grundsätzlich hat der Versuch, den Flugverkehr bis für das Jahr 2020 zu berechnen, mit seriösen Prognosen nichts mehr zu tun', sagt Boermann.

Die Beklagtenvertreter unterstreichen die aus ihrer Sicht bestehende Notwendigkeit von Flügen zu den umstrittenen Zeiten. 'Der Maßstab bei der Beurteilung ist, was heutzutage zu einer angemessenen Grundausstattung eines Hauptstadtflughafens gehört. Und nach unserer Auffassung gehören dazu Flüge in den Randzeiten und auch in der Kernzeit', sagt Anwalt Klaus-Peter Dolde.

Die Richter des 4. Senats des Gerichts lassen am ersten Verhandlungstag durchblicken, dass sie die Position der brandenburgischen Landesregierung und der Flughafenbetreiber für nachvollziehbar halten. 'Die Frage ist, ob sich Berlin als Hauptstadt einen Flughafen leisten kann, der um 22.00 Uhr Schluss macht', sagt der Vorsitzende Richter Rüdiger Rubel.

Lediglich bei der Formulierung 'Militärischer Flüge' im Planänderungsbeschluss monieren die Richter eine zu unbestimmte Begrifflichkeit. 'Dies lässt sich allerdings auch ohne eine Änderung des Planänderungsbeschlusses korrigieren', fügt Rubel hinzu.

Viele der aus den Anwohnergemeinden nach Leipzig gereisten Prozessbeobachter werten derlei Aussagen des Gerichts wie ein vorweggenommenes Urteil. 'Das klingt, als sollen wir mit dem Verbot von Bundeswehrflügen ein bisschen Zucker bekommen. Und der Rest wird gegen uns entschieden', sagt ein Frau aus Stahnsdorf.

Das Verfahren wird am Mittwoch mit Fragen zu möglichen Gesundheitsbeeinträchtigungen durch die Nachtflüge fortgesetzt. Ein Urteil wird erst in einigen Wochen erwartet.

u möglichen Gesundheitsbeeinträchtigungen durch die Nachtflüge fortgesetzt. Ein Urteil wird erst in einigen Wochen erwartet.

Aus: AD-HOC-NEWS, 24.09.2011
Kampagne gegen den Fluglärm

Aus: Wiesbadener Tagblatt, 23.09.2011 - WIESBADEN

(red). „Wir können und wollen es nicht mehr hören“, lautet das Motto einer Infokampagne der Arbeitsgruppe Fluglärm der Wiesbadener Grünen an den kommenden Wochenenden. An den Samstagen, 24. September und 1. Oktober, sind engagierte Fluglärmgegner an verschiedenen Standorten in Wiesbaden und den Vororten mit Infoständen vertreten. In Kastel informieren die Fluglärmgegner am 8. und 15. Oktober am Bahnhof.

„Die Aktion hat mehrere Ziele: Wir sammeln weiter Unterschriften für ein echtes Nachtflugverbot, auf höhere Flughöhen geänderte An- und Abflugverfahren und eine günstigere Routenführung. Wer sich kein Unterschriftenformular an den Infoständen abholen kann, findet die aktuelle Liste auch im Internet unter www.gruene-wiesbaden.de. Außerdem werben wir für die Teilnahme an der Demo von Mainz nach Wiesbaden am 22. Oktober“, informiert Astrid Espenschied, Sprecherin des Kreisverbandes Bündnis 90/Die Grünen.

„Unser wichtigstes Ziel ist aber die Gründung einer überparteilichen Bürgerinitiative“, berichtet Harald Kuntze von der Arbeitsgruppe Fluglärm. „Wir wissen, dass viele Menschen ratlos und wütend über den Fluglärm sind. Mit der Organisation der Gründung einer überparteilichen Bürgerinitiative am 27. Oktober wollen wir den Menschen in der Region den Rahmen geben, sich zu organisieren.“ berichtet Carola Pahl, Sprecherin der Arbeitsgruppe.

